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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
Az: B 5 RS 25/12 B 
 
L 27 R 1135/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 1 R 571/08 (SG Berlin) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. September 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r  

und den Richter Dr. K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 15. Februar 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 15.2.2012 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch des Klägers auf 

Feststellung der Zeit vom 1.9.1968 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zum Zusatzversor-

gungssystem der Pädagogen sowie der in diesem Zeitraum erzielten Arbeitsentgelte im Zu-

gunstenverfahren verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 1. Aufl 2009, § 160a 

RdNr 41). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Der Kläger misst der Frage grundsätzliche Bedeutung bei, 

 "ob Lehrer, die an nichtstaatlichen Schulen beschäftigt waren, nicht unter die Versor-
gungsordnung der Pädagogen fallen, obwohl die Schule im Schulsystem der DDR voll-
kommen eingegliedert war und sie auch sämtliche staatliche Vorgaben der entsprechen-
den Behörden habe umsetzen müssen". 

 

Mit dieser Formulierung wird die Beschwerdebegründung schon dem ersten Erfordernis nicht 

gerecht. Der Kläger hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage oder Anwendungsbereich einer 

revisiblen Norm (vgl § 162 SGG) gestellt. Es gehört jedoch nicht zu den Aufgaben des BSG, 

den Vortrag daraufhin zu analysieren, ob sich ihm eventuell eine entsprechende Rechtsfrage 

entnehmen ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48).  

 

Darüber hinaus hat der Kläger auch nicht die Klärungsbedürftigkeit und Klärungsfähigkeit, dh 

Entscheidungserheblichkeit, schlüssig dargetan.  

 

Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht 

bzw das Bundesverfassungsgericht diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch 

schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende 

Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten 

Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17; s hierzu auch Fichte in Breit-

kreuz/Fichte, SGG, 1. Aufl 2009, § 160a RdNr 41 mwN). Im Hinblick hierauf muss in der Be-

schwerdebegründung unter Auswertung der Rechtsprechung des BSG zu dem Problemkreis 

substantiiert vorgetragen werden, dass das BSG zu diesem Fragenbereich noch keine Ent-

scheidung gefällt oder durch die schon vorliegenden Urteile die hier maßgebende Frage von 

grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet hat (Krasney/Udsching, Handbuch des sozi-

algerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 183 mwN). 

 

Hieran fehlt es. Der Kläger behauptet noch nicht einmal, dass die aufgezeigte Frage höchst-

richterlich im dargelegten Sinne nicht entschieden sei. Vielmehr benennt die Beschwerdebe-

gründung ein Urteil des erkennenden Senats zum Zusatzversorgungssystem der technischen 

Intelligenz, aus dem der Kläger Anhaltspunkte für die Beantwortung der von ihm aufgeworfenen 

Frage ableitet. 

 

Entscheidungserheblichkeit bedeutet, dass es für die Entscheidung des vorliegenden Rechts-

streits auf die Beantwortung der aufgeworfenen Rechtsfrage ankommt und die Entscheidung 

bei Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Beschwerdeführers in seinem Sinne hätte 

ausfallen müssen. Kann mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen werden, dass 

der geltend gemachte Anspruch unabhängig vom Ergebnis der angestrebten rechtlichen 

Klärung scheitern müsste, fehlt es an der Darlegung der Entscheidungserheblichkeit und damit 
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der Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 3 

mwN). Ein Beschwerdeführer hat daher den nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht 

einzuschlagenden Weg der Nachprüfung der angefochtenen Entscheidung und dabei 

insbesondere den Schritt darzustellen, der die Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten 

Rechtsfrage notwendig macht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Hierzu enthält die 

Beschwerdebegründung keine ausreichenden Ausführungen.  

 

Insoweit hätte der Kläger darlegen müssen, dass gerade ausgehend von dem Sachverhalt, den 

das LSG für das Revisionsgericht verbindlich festgestellt hat (§ 163 SGG), im künftigen Revisi-

onsverfahren notwendig über die aufgeworfene Frage zu entscheiden sein wird und an welcher 

konkreten Stelle der vorzunehmenden rechtlichen Prüfung dies zu geschehen hätte. Die Be-

schwerdebegründung versäumt aber bereits anzugeben, ob sich der Sachverhalt, den sie schil-

dert, überhaupt auf den vom LSG festgestellten berufen will und ggf mit diesem ganz oder teil-

weise indentisch ist. Erst der vom Berufungsgericht festgestellte Sachverhalt, an den das Revi-

sionsgericht grundsätzlich gebunden ist (§ 163 SGG), individualisiert aber die als klärungsbe-

dürftig behauptete rechtliche Problematik und versetzt das Beschwerdegericht in die Lage, die 

Klärungsfähigkeit der behaupteten Rechtsfrage in einem künftigen Revisionsverfahren festzu-

stellen. Da die bloße Mitteilung eines ohne Herkunftsangabe in der Beschwerdebegründung 

selbst formulierten Sachverhalts nicht geeignet ist, die mangelhafte Bezeichnung des vom Be-

rufungsgericht festgestellten Sachverhalts zu kompensieren, und es andererseits nicht dem 

BSG als Beschwerdegericht obliegt, die angegriffene Entscheidung selbst nach einschlägigen 

Feststellungen zu durchsuchen, ist eine Beurteilung der potentiellen Entscheidungsrelevanz der 

Rechtsfrage schon deshalb von vorneherein ausgeschlossen. 

 

Im Übrigen macht der Kläger mit seinen Ausführungen geltend, dass das Berufungsurteil falsch 

sei. Auf die vermeintliche sachliche Fehlerhaftigkeit der angefochtenen Entscheidung kann eine 

Nichtzulassungsbeschwerde indes nach § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG nicht gestützt werden. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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